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Die Mär vom gekauften Richteramt
Bundesrichter müssen ihrer Partei eine Mandatssteuer zahlen – gefährdet dies ihre Unabhängigkeit?

KATHARINA FONTANA

Die Greco, die Staatengruppe des
Europarates gegen Korruption, ist mit
der Schweiz nur mässig zufrieden. Seit
Jahren bemängelt sie, dass die Schweiz
nicht genug gegen die Korruptions-
bekämpfung in den Parlamenten und
Gerichten unternehme und mit ihren
Standards nicht an diejenigen des
Europarates heranreiche.

Ganz besonders stört sich die Greco
an der sogenannten Mandatssteuer:
einer Abgabe, welche die Bundesrich-
ter an ihre jeweilige Partei entrichten
und die eine schweizerische Eigenheit
darstellt. Die Greco sieht darin einen
Verstoss gegen den Grundsatz der rich-
terlichen Unabhängigkeit, wie das Gre-
mium in einem neuerlichen, im Juni
veröffentlichten Bericht festhielt. Die
Schweiz wurde einmal mehr aufgefor-
dert, endlich etwas dagegen zu unter-
nehmen.

Parteien kassieren verschieden

In dieselbe Richtung zielt die Justizinitia-
tive, die Ende November zur Abstim-
mung kommt. Sie will die Bindung zwi-
schen den Bundesrichtern und den poli-
tischen Parteien ganz kappen und for-
dert, dass die Richter künftig durch das
Los bestimmt werden; ein Expertengre-
mium soll entscheiden, welcher Kandi-
dat zum Losverfahren zugelassen wird.
Das wäre eine völligeAbkehr vom heuti-

gen Wahlsystem, in dem die Richter von
einer politischen Partei bzw. deren Bun-
deshausfraktion portiert und von der
Vereinigten Bundesversammlung ge-
wählt werden.EineAnnahme der Initia-
tive dürfte auch das Ende der Mandats-
steuer sein; wenn die Richter nicht mehr
einer Partei angehörten,würden sie wohl
auch keine Abgaben mehr leisten.

Für die politischen Parteien stellt
der finanzielle Beitrag, den sie von den
Bundesrichtern einfordern oder als
«Spende» erwarten, eine nicht unerheb-
liche Einnahmequelle dar. Ganz beson-
ders gilt das für die SP, die Grünen und
die Grünliberalen. Wie eine Studie des
Bündner Verwaltungsrichters Giuliano
Racioppi von 2017 zutage gefördert hat,
kassieren sie bis zu 20 000 Franken pro
Person und Jahr. Die bürgerlichen Par-
teien begnügen sich mit deutlich weni-
ger. Am günstigsten fuhren zum Zeit-
punkt der Umfrage die freisinnigen
Bundesrichter, die ihre Partei schon mit
3000 Franken jährlich zufriedenstellten.

Es zeichnet sich ab, dass das einge-
spielte Schweizer Wahlsystem mit der
Verbindung von Parteien und Rich-
tern zunehmend einen schweren Stand
haben wird. Nicht nur im Ausland wird
es nicht verstanden, dass die höchs-
ten Richter im Land Parteimitglieder
sind und als solche eine Abgabe zah-
len, auch im Inland nimmt die Zahl der
Bedenkenträger zu. Im eidgenössischen
Parlament haben die Freisinnigen einen
Anlauf gestartet, die Mandatssteuern
abzuschaffen. Eine entsprechende par-
lamentarische Initiative des FDP-Frak-
tionschefs Beat Walti wird im November
in der Rechtskommission des National-
rates behandelt werden. Es gehe darum,
den Eindruck der Abhängigkeit und des
Postenschachers zu vermeiden, heisst es
in der Begründung.

Vorwurf der «Klüngelei»

Der freisinnige Vorstoss ist Wasser auf
die Mühlen der hiesigen Richterschaft.
Die Richter haben an der Abgabe, die
sie an ihre Partei leisten müssen bzw.
sollen, meist keine Freude. Den Rich-

tern geht es dabei, zumindest vorder-
gründig, nicht ums Geld, sondern um
Höheres. Die Mandatssteuer verletze
den Anschein der richterlichen Unab-
hängigkeit, heisst es von der schweize-
rischen Richtervereinigung. Sie sei ge-
eignet, das Vertrauen der Bevölkerung
in die Justiz zu tangieren oder zu schä-
digen. Andere sprechen gar davon, dass
die Parteiabgabe an Ämterkauf oder an
Korruption grenze. Auch in der Wissen-
schaft und in den Medien herrscht zu-
nehmend die Auffassung vor, dass es an-
rüchig sei, wenn Richter zur Parteien-
finanzierung herangezogen würden. Die
Schweiz mache sich damit international
unglaubwürdig.

Man kann das Ganze allerdings auch
anders sehen, weit prosaischer. Dass in
der Schweiz das Parlament die Bundes-
richter wählt und dabei einen freiwil-
ligen Parteienschlüssel anwendet, hat
hierzulande lange Tradition. Die hiesige
Justiz ist sicher nicht ohne Schwächen,
dennoch kann man schwerlich behaup-

ten, dass die Schweiz mit ihrem System
und ihrem Richterpersonal schlechter
gefahren wäre als die anderen europäi-
schen Staaten.

Dasselbe gilt für die Mandatssteuer,
mit der die Richter die Parteien finan-
zieren, die ihnen ihrerseits zu ihrem Amt
verholfen haben. Diese Usanz mag un-
gewöhnlich sein, dennoch ist nicht ein-
sichtig, inwiefern die Mandatssteuer
ein Ämterkauf sein soll, eine Klünge-
lei oder gar korrupt. Die Beitragspflicht
der Richter ist von vorneherein bekannt,
und die Beitragshöhe ist für alle gleich.
Von einem Ämterkauf müsste man
dann sprechen, wenn eine Partei einen
frei werdenden Richtersitz versteigern
und dem Meistbietenden zuschlagen
würde. Auch hängt die Wiederwahl der
Richter alle sechs Jahre in keiner Weise
vom Obolus ab, den sie ihrer Partei leis-
ten. Bundesrichter werden stets wieder-
gewählt, wenn mitunter auch mit etwas
Getöse von der einen oder der anderen
politischen Seite.

Martin Killias, der ein Vierteljahr-
hundert als nebenamtlicher Bundes-
richter tätig war, gehört zu den wenigen
Stimmen, die die Mandatssteuern vertei-
digen. Parteien seien für die Demokratie
unerlässlich, sie müssten sich irgendwie
finanzieren. Mitgliederbeiträge hätten
den Vorteil, dass sie transparent seien.
Der emeritierte Strafrechtsprofessor
hält es für legitim, wie er in einem Auf-
satz schreibt, dass Personen, die dank
erfolgreicher Basisarbeit ihrer Partei
gutbezahlte Positionen erlangt hätten,
einen kleinen Teil ihrer Einkünfte ab-
liefern müssten. Und bei den Bundes-
richterstellen handelt es sich in der Tat
um sehr gut bezahlte Positionen (siehe
Kasten).

Eine Frage des Schlüssels

Bei der Frage der Mandatssteuer
geht es nicht nur um den pekuniären
Aspekt, sondern um mehr. Sollte die
Abgabe aufgehoben werden, wird dies
zum einen der Debatte über eine staat-
liche Parteienfinanzierung neuen Auf-
schwung geben. Zum anderen sind da-
mit auch weitere Grundsatzfragen ver-
knüpft, nämlich, ob die Schweiz bei den
Richterwahlen den Parteienproporz
weiterführen und am demokratischen
Prinzip festhalten will. Oder ob sie die
Parteien bei der Besetzung der Richter-
stellen entmachten und durch Experten-
gremien ersetzen will.

Martin Killias formuliert es fol-
gendermassen: «Letztlich ist die Kam-
pagne gegen die Rolle der Parteien und
Parlamente bei den Wahlen in die Ge-
richte Symptom einer zunehmenden
Demokratiefeindlichkeit in einer gewis-
sen elitären Öffentlichkeit.»

Das Schweizer System ist speziell:Die Parteien schlagen dem Parlament die Kandida-
ten für das Bundesgericht in Lausanne (Bild) oder Luzern vor. SIMON TANNER / NZZ

Justizinitiative
Eidgenössische Abstimmung
vom 28. November 2021

Fürstlicher Lohn, fürstliche Rente
fon. · Die 38 Richterinnen und Richter
am höchsten Gericht dürften die best-
bezahlten der Welt sein. Ein Bundes-
richter verdient im Jahr rund 365 000
Franken, das entspricht 80 Prozent des
Lohnes eines Bundesrates. Das ist eine
stattliche Entschädigung, zumal die
Bundesrichter – anders als die Bundes-
räte – weder politisch exponiert noch im
Dauerstress sind, sondern in abgeschie-
dener Atmosphäre in Lausanne oder
Luzern arbeiten.

Neben dem fürstlichen Gehalt winkt
ihnen auch eine fürstliche lebenslange
Rente: Nach dem Rücktritt erhalten
Bundesrichter die Hälfte ihres Lohns als
Ruhegehalt. Das sind rund 15 000 Fran-
ken pro Monat. Die volle Rente gibt es

ab einer Amtszeit von fünfzehn Jahren.
Bricht ein Richter seine Zelte früher ab,
muss er für jedes fehlende Jahr einen be-
scheidenen Abzug hinnehmen. Wer bei-
spielsweise schon nach fünf Jahren in
Lausanne oder Luzern genug hat, be-
kommt noch immer lebenslang 12 000
Franken pro Monat ausbezahlt. Hinzu
kommt das meist ansehnliche Vorsorge-
kapital, das ein Bundesrichter in seinem
früheren Arbeitsleben angespart hat.

Möglicherweise wird es mit dieser
Grosszügigkeit dereinst ein Ende haben.
Der Bundesrat muss aufWunsch des Par-
laments nämlich prüfen, wie eine zeit-
gemässe Gehaltsordnung mit beruflicher
Vorsorge für Magistratspersonen ausse-
hen könnte.

Wie die Lebensmittelampel berechnet wird,
stösst den Milchbauern sauer auf
Der Konsumentenschutz befürwortet die Pflicht zur Nährwertangabe auf Nahrungsmitteln – Landwirte halten Überarbeitung für «dringend notwendig»

ANGELIKA HARDEGGER

Die Europäische Union peilt ein Label
für Lebensmittel an, das in der ganzen
EU gelten soll und verbindlich ist. Bis
2022 soll ein Entwurf vorliegen, die bes-
ten Chancen hat wohl der Nutri-Score.
Die Lebensmittelampel wird auch in
der Schweiz eingesetzt, heute auf frei-
williger Basis. Der Konsumentenschutz
befürwortet ein Obligatorium. Nun er-
hofft er sich von der EU neue Dynamik.

Die Konsumentenschützerin Sara
Stalder sagt: «Die EU geht in grossen
Schritten in Richtung mehrTransparenz.
Wir wollen die gleiche Ausgangslage.»
Der Bund soll bei der anstehenden Revi-
sion des Lebensmittelrechts die Grund-
lagen schaffen für die Übernahme einer
allfälligen EU-Pflicht:«Die Schweiz darf
keinen Sonderzug fahren.» Die Lebens-
mittelampel deklariert den Nährwert

von Lebensmitteln mit einem Farbcode
und Buchstaben.Ein grünesA gilt als ge-
sund, bei einem roten E sollten Konsu-
menten sich zurücknehmen. Die Ampel
ist immer häufiger zu sehen in Schwei-
zer Regalen. Doch die Algorithmen des
Scores sind in der Branche umstritten.

Nur Wasser ist gesund genug

Bis Mitte September konnte die Nah-
rungsmittelbranche Korrekturen am
Nutri-Score vorschlagen. Die Eingaben
werden derzeit von einem wissenschaft-
lichen Gremium geprüft. Eine Umfrage
zeigt: Die Liste der gewünschten An-
passungen ist lang. Die Bauern bekla-
gen etwa,dass Milchprodukte zu schlecht
bewertet würden. «Der Score diskrimi-
niert automatisch Vollmilch und Voll-
milchprodukte», schreibt der Verband
der Milchproduzenten in einer Stellung-

nahme. Der Schweizer Bauernverband
findet: «Eine Überarbeitung des Scores
ist unbedingt notwendig.»

Fünf Unternehmen aus dem Lebens-
mittelsektor und sechs Dachverbände
haben Korrekturen am Nutri-Score vor-
geschlagen. Die Getränkehersteller zum
Beispiel kritisieren, dass das System zu
wenig Anreiz biete, den Zuckergehalt in
Getränken zu reduzieren. Das einzige
Getränk, das auf der Nutri-Score-Skala
ein A erzielt, ist Wasser. Selbst wenn ein
Unternehmen halb so viel Zucker in ein
Getränk gebe, könne keine Verbesse-
rung auf der Nutri-Score-Skala erreicht
werden, schreibt die Arbeitsgemein-
schaft der Schweizerischen Getränke-
branche in ihrer Stellungsnahme: «So-
bald ein Erfrischungsgetränk mehr als 0
Gramm Zucker enthält, ergibt sich ein
C. Sogar dann, wenn der Zuckergehalt
nur 0,1 Gramm pro Deziliter beträgt.»

Erste Empfehlungen des wissen-
schaftlichen Gremiums für Anpassun-
gen am Nutri-Score werden Anfang
2022 erwartet.

Die EU will in Zukunft auch die
Klimabelastung von Lebensmitteln auf
Verpackungen deklarieren. Bis Ende
2024 soll ein Klimalabel für Lebensmit-
tel präsentiert werden, wie Frankreich es
mit dem Eco-Score bereits kennt.

Kaufentscheide meist spontan

Der Konsumentenschutz erhofft sich
beim Klimalabel – wie beim Nutri-
Score – eine Harmonisierung mit
der EU. Auch die exportorientierte
Nahrungsmittelindustrie sieht eine
europaweite Regelung als zentral an.
Nun verlangen prominente grünliberale
Politiker vom Bundesrat eine Antwort
auf die Frage, wie ein Schweizer Klimal-

abel «mit den aktuellen Planungen der
EU abgestimmt» werden könnte.

Eingereicht wurde die Forderung von
der grünliberalen Nationalrätin Barbara
Schaffner. Die Ernährung mache 28 Pro-
zent der persönlichen Umweltbelastung
aus, begründet sie. Zurzeit sei für Kon-
sumenten jedoch nicht transparent er-
kennbar, wie nachhaltig die eingekauf-
ten Produkte seien: «Zwar sind diese In-
formationen teilweise digital verfügbar,
doch werden 70 Prozent der Kaufent-
scheide spontan im Supermarkt gefällt.»

Die Migros, grösste Detailhändle-
rin der Schweiz, verteilt schon seit dem
Frühling Klimanoten an Produkte. Ein
Stern bedeutet eine schlechte Klima-
bilanz, fünf Sterne sind gut. Schlecht
schneiden insbesondere Fleisch und ein-
geflogene Produkte ab. Das Ziel sei es,
der Kundschaft «die negativen Aspekte
eines Produkts nicht zu verschweigen.»

Die Justizinitiative
will die Parteibindung
ganz kappen. Sie
fordert, dass Richter
künftig durch das Los
bestimmt werden.
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Schülerinnen und Schüler werden die Hygienemasken wohl noch einige Zeit im Unterricht tragen müssen. GIAN EHRENZELLER / KEYSTONE

«Ideologische Grabenkämpfe um Corona
werden in die Schule verlegt»
Dank der relativ kurzen Schliessung hätten die Schulen die Pandemie verhältnismässig gut gemeistert, sagt der Bildungsökonom
Stefan Wolter im Gespräch mit Erich Aschwanden. Aber es sei zu früh, Entwarnung zu geben

Herr Wolter, sind Sie optimistisch oder
pessimistisch, wenn Sie sich an das er-
innern, was nach den Sommerferien in
vielen Schulhäusern los war?
Ich hoffe, dass die Lage im Herbst
etwas besser ist. Inzwischen haben ei-
nige Eltern, aber auch Lehrpersonen,
die nach den Sommerferien noch nicht
geimpft waren, dies nachgeholt. Skep-
tisch stimmt mich, dass die Impfquote
nicht rasch steigt. Die Gefahr, dass sich
an den Schulen Ähnliches wie nach den
Sommerferien wiederholt, ist deshalb
immer noch gross.

Was bedeutet dies konkret für die Situa-
tion an den Schulen?
Die Diskussion über Masken, Tests und
Quarantäne dürfte wieder voll entbren-
nen. Leider wird über diese Fragen häu-
fig völlig losgelöst von der Situation, die
vor Ort herrscht, gestritten. Ideologische
Grabenkämpfe um Corona werden un-
nötigerweise in die Schule verlegt. Es
findet ein Stellvertreterkrieg statt, in
dem es nicht um die Bildung geht. Daran
beteiligen sich nicht nur Impfgegner und
Corona-Leugner. Auf der anderen Seite
projizieren Gruppen, die extrem Angst
haben vor dem Virus, ihre Befürchtun-
gen auf die Kinder und Schulen.

Die Schule wird also instrumentalisiert?
Diesen Eindruck habe ich schon seit Be-
ginn des Jahres. Leider stehen die Kin-
der nun noch mehr im Fokus. Unter
12-Jährige können nicht geimpft wer-
den, und die Impfquote unter den
Jugendlichen ist tief. Das führt zu einem
Krieg unter den Spezialisten. Gewisse
Kinderärzte fordern eine komplette
Durchseuchung. Dies aus Angst, dass
das Immunsystem durch die Hygiene-
massnahmen geschwächt wird. Andere
fordern möglichst restriktive Massnah-
men, um zu verhindern, dass das Virus
aus der Schule hinaus getragen wird.

Die Pandemie dauert bereits mehr als
anderthalb Jahre. Wie schlägt sich die
Schweiz im internationalen Vergleich
bei den obligatorischen Schulstufen?
Bis Anfang 2021 kam aus anderen Län-
dern der Vorwurf, die Schweiz sei zu lax
sei im Umgang mit der Pandemie. Dies
betraf nicht nur die Schule. Mittlerweile
hat sich in den OECD-Ländern, in deren
Bildungsgremien ich die Schweiz ver-
trete, die Ansicht durchgesetzt, welche
die wissenschaftliche Task-Force des
Bundes schon Ende 2020 formulierte:
Schulen sollten «last to close, first to
open» sein. Die Schweiz hat somit auch
in der Bildung vieles richtig gemacht.

Gibt es schon Zahlen, die belegen, dass
die Schweizer Schüler tatsächlich besser
durch die Krise gekommen sind?
Wir sind gespannt darauf! Leider wer-
den wir es erst im Dezember 2023 wis-
sen. Der Pisa-Test, der letztes Jahr hätte
stattfinden sollen, wurde auf 2022 ver-
schoben. Wenn die Pandemie Spuren
hinterlassen hat, müssten diese in die-
ser internationalen Vergleichsmessung
zu sehen sein.

Obwohl sie nur einigeWochen schliessen
mussten, ist an den Schulen keine Ruhe
eingekehrt.Hat es sich gelohnt,die Schu-
len nur so kurz geschlossen zu halten?
Auch wenn man leider nicht viele ver-
lässliche Daten hat, so kann man doch
sagen, dass die kurze Schliessung grös-
sere Lernrückstände verhindert hat.
Für die Primarstufe 3 haben wir immer-
hin Zahlen aus der Nordwestschweiz.
Hier sieht man zwischen 2019 und 2020
keine Veränderungen. Zumindest beim
Durchschnitt der Leistungen. Man hätte
Unterschiede festgestellt, wenn die Tests
zwei bis drei Wochen nach den Schul-
schliessungen durchgeführt worden
wären.Aber mit dem zeitlichen Abstand
scheinen die Auswirkungen relativ ge-
ring zu sein. Das System Schule ist offen-

bar resilient. Die Schüler scheinen rela-
tiv schnell wieder Tritt zu fassen.

Aber für viele war die Situation psy-
chisch sehr belastend.
Das ist zweifellos so.Allerdings darf man
nicht vergessen, dass nie keine Schule
stattgefunden hat. Gewisse Schüler
haben vom Fernunterricht sogar profi-
tiert, da sie individuell besser lernen
konnten.Andere litten stark unter dieser
Situation, weil sie zu Hause nicht lernen
konnten, weil vielleicht ihre Geschwis-
ter da waren oder die Eltern beruflich in
einer schwierigen Situation steckten.Für
eine dritte Gruppe war es unerheblich,
wie die Lernbedingungen waren.Grund-
sätzlich kann man davon ausgehen, dass
die Pandemie die bereits zuvor bestehen-
den Probleme akzentuiert hat und die
Gefahr besteht, dass sich – auch wenn
der Durchschnitt gleich geblieben ist –
die Schere zwischen den Besten und den
Schlechtesten weiter geöffnet hat.

Braucht es nun Fördermassnahmen für
Schüler, die unter den Ausnahmebedin-
gungen in der Pandemie gelitten haben?
Unbedingt! Aber solche Programme
braucht es unabhängig von der Pande-
mie. In der Schweiz ist der Abstand zwi-
schen den Besten und den Schlechtes-
ten im internationalen Vergleich rela-
tiv gross. Das wissen wir dank Pisa seit
zwanzig Jahren. Die Corona-Pandemie
ist ein Grund mehr, dies anzupacken.

Von der Pandemie sind ja nicht nur die
obligatorischen Schulen betroffen. Ein
Thema waren 2020 auch die Matura-
prüfungen.
Wir haben festgestellt, dass sich die
Matura-Erfolgsquote 2020 um 2 Pro-
zentpunkte verbessert hat. Auch bei
den Lehrabschlussprüfungen sank die
Durchfallquote signifikant. In diesen
Bereichen gab es also eine Art Krisen-
gewinner: Absolventen, die unter nor-
malen Umständen die Prüfungen nicht
bestanden hätten.

Was bedeutet dies mittelfristig?
Wenn diese Maturandinnen und Matu-
randen Mühe haben und das Studium
nicht schaffen, handelt es sich um einen
klassischen Pyrrhussieg. Noch lässt sich
dies aber nicht abschätzen.

Wie sieht die Situation an den Hoch
schulen aus, die von allen Bildungsinsti-

tuten am längsten geschlossen waren
und voll auf Fernunterricht setzten?
Im vergangenen Jahr ist die Zahl der
Einschreibungen an den Universitäten
explodiert, weil es praktisch keine Mög-
lichkeit mehr gab, ein Zwischenjahr zu
absolvieren.Welche Folgen dies hat,wer-
den wir wohl nie herausfinden können.

Weshalb?
In der Vergangenheit war es so, dass
Maturanden, die ein Zwischenjahr ein-
legten, an den Universitäten erfolg-
reicher waren. Die Gründe dafür sind
unklar. Ist es ein Selektionseffekt? Sind
es also andere Leute, die ein Zwischen-
jahr machen, als jene, die direkt begin-
nen? Oder hat es kausal mit dem Zwi-
schenjahr zu tun? Hat jemand also die
besseren Chancen, weil er nach einem
Jahr genau weiss, was er studieren will
und motivierter ist? Bezüglich Corona
wäre es positiv, wenn es sich um einen
Selektionseffekt handeln würde. Denn
dann hätten die Studierenden, die nun
auf das Zwischenjahr verzichten muss-
ten, ein Jahr gewonnen. Wenn aber die
Pause selber einen positiven Effekt hat,
könnte es künftig zu mehr Studienfach-
wechseln und zu mehr Studienabbrü-
chen kommen.

Und warum findet man das nicht heraus?
Diese Generation hat auch ein irregu-
läres Studienjahr hinter sich. Sie hat ihr
erstes Jahr nicht physisch an den Uni-
versitäten verbringen können. Wir kön-
nen dieses erste Jahr also nicht mit
einem normalen ersten Studienjahr ver-
gleichen.

Ruhig geworden ist es in Sachen Lehr-
stellen. Dabei waren Sie als Bildungs-
ökonom pessimistisch: Im Mai 2020
haben Sie vorausgesagt, dass in den
nächsten fünf Jahren 5000 bis 25 000
Lehrstellen verschwinden würden.
Im April 2020 ging das Staatssekreta-
riat für Wirtschaft von einem BIP-Rück-
gang von über 6 Prozent aus.Wäre diese
Prognose eingetroffen, hätte dies spür-
bare Auswirkungen auf den Lehrstel-
lenmarkt gehabt. Über die Hälfte der
Differenz zu unserer Prognose ist dar-
auf zurückzuführen, dass sich die Wirt-
schaft viel besser gehalten hat als von
den Experten des Bundes ursprünglich
angenommen. Letztlich haben wir die
Zahl der Lehrstellen um ein bis einein-
halb Prozent unterschätzt.

Warum ist die Zahl der Lehrverträge
praktisch stabil geblieben?
Der Bundesrat hat eine Task-Force für
die Lehrstellen eingesetzt. Ausserdem
haben die Kantone und die Branchen
spezifische Massnahmen ergriffen. Das
hat sicher geholfen. Unsere düsteren
Prognosen hatten zudem vielleicht den
guten Nebeneffekt, dass Jugendliche
wegen der Krise nicht noch ein Zwi-
schenjahr gemacht haben, um auf ihre
Traumstelle zu warten.

Das erklärt aber nicht alles.
Wichtiger ist wohl, dass der Entscheid,
eine Lehrstelle anzubieten, ein langfris-
tiger ist. Im Sommer 2020 gingen die
meisten Betriebe fälschlicherweise da-
von aus, die Pandemie sei bald vorbei.
Es gab also keinen Grund, die Lehrstel-
len vom Markt zu nehmen. Ausserdem
waren beim Ausbruch der Pandemie
rund zwei Drittel der Lehrstellen schon
vergeben. Einen Einfluss hatte auch das
vom Bund verordnete Konkursverbot.
Weder die Lehrbetriebe noch deren Lie-
feranten und Abnehmer waren in Ge-
fahr, dichtmachen zu müssen. Der Staat
verordnete einen Stopp – und dann
ging es weiter.Wir hatten also eine wirt-
schaftliche Situation, die mit keiner
üblichen Rezession vergleichbar ist.

In Deutschland ist der Lehrstellenmarkt
um 10 Prozent eingebrochen, in Öster-
reich fast im zweistelligen Prozent-
bereich.Was macht die Schweiz besser?
Wenn ein System sehr gut aufgestellt ist,
kommt es auch besser durch die Krise.
In der Schweiz sind die Lehrberufe sehr
breit über alle Sektoren verbreitet. Des-
halb hatten wir Ausweichmöglichkeiten.
Wer im Gastgewerbe oder im Tourismus
keine Lehrstelle fand, konnte eine Aus-
bildung in einer anderen Branche begin-
nen, etwa im Gesundheitswesen.Anders
ist es in Deutschland, wo die Berufs-
bildung seit Jahren auf dem absteigen-
den Ast ist. Dort haben Eltern und Be-
triebe schon vor der Pandemie die Lehre
existenziell infrage gestellt.

Muss man sich in der Schweiz also keine
Sorgen machen?
Ich warne davor, dies zu glauben. Wenn
wir wieder einmal eine echte Rezession
haben und keinen verordneten Still-
stand, würde nur schon ein BIP-Rück-
gang von einem Prozent zu einem Rück-
gang auf dem Lehrstellenmarkt führen.

Wenn man eine vorläufige Bilanz quer
durch alle Bildungsinstitutionen zieht:
Zeichnet sich ab, dass es eine Genera-
tion Corona geben wird?
In der Grundstufe und für die Allge-
meinbildung auf der Sekundarstufe 2
wird es keine nachhaltigen Spuren der
Pandemie geben. Die meisten Schüle-
rinnen und Schüler werden, wie wir alle,
ein psychologisches Ereignis in ihrem
Leben haben, das aussergewöhnlich
war. Ihre Bildungskarriere wird jedoch
nicht anders verlaufen wegen Corona.
Ein paar Wochen Fernunterricht und ein
paar Wochen Maskentragen im Unter-
richt zerstören keine Bildungskarriere.

Wie sieht es bei den Studierenden und
Lehrlingen aus?
Dort wird es für gewisse Betroffene
nachhaltig negative Effekte geben, für
gewisse nachhaltig positive Auswirkun-
gen – und eine dritte Gruppe wird es
nicht beeinflussen. So haben gewisse
Studierende an der Universität gelernt,
selbständiger Wissen zu erarbeiten. Sie
haben damit wegen Corona eine Eigen-
schaft entwickelt, die ihnen nicht nur
während des Studiums, sondern auch
im Erwerbsleben enorm hilfreich sein
wird. Andere sind genau an der glei-
chen Herausforderung zerbrochen, weil
sie die Leistungen nicht erbringen konn-
ten, die sie unter normalen Umständen
erreicht hätten.

«In der Schweiz
ist der Abstand
zwischen den Besten
und den Schlechtesten
relativ gross.
Das wissen wir
seit zwanzig Jahren.»

Experte für Bildung
und Wirtschaft

ase. · Stefan Wolter hat
Nationalökonomie und
Psychologie an der Uni-
versität Bern studiert
und ist Titularprofessor
für Bildungsökonomie an
der Universität Bern. Seit

dem vergangenen Jahr ist Wolter Mit-
glied der wissenschaftlichen Covid-19-
Task-Force, in der er die Interessen des
Bildungssektors einbringt. Seit 1999 ist
er Schweizer Delegierter im Board des
Centre for Educational Research and
Innovation der OECD.


